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ner, dass das Ministerium unverbrüchlich auf dem Boden der Verfassung stehen, 
aber auch mit unnachsichtiger Strenge den von der Reichsvertretung erlassenen 
Gesetzen Achtung verschaffen werde. Er meinte, es sei allerdings eine sehr 
schwere Aufgabe für die Regierung, stillschweigend die masslosen Angriffe der 
Presse über sich ergehen lassen zu müssen und einer Nation gegenüber zu treten, 
deren Vertrauen in die Regierung vom ersten Augenblicke ihres Amtsantrittes 
systematisch untergraben werde. Das Ministerium werde sich jedoch durch diese 
ungünstigen Umstände nicht beirren lassen, sondern mit eiserner Consequenz 
sein vom Kaiser gutgeheissenes Programm ausführen.

Minister von Scholl ist ein ausgezeichneter Hydrotechniker und war auch eines 
der einflussreichsten Mitglieder der Donauregulirungscommission. Wir hatten 
schon seit zwei Jahren wiederholt die Rheindurchstichsfrage zum Gegenstand 
eingehender Erörterungen genommen. Ich ergriff daher die Gelegenheit, ihn 
freundlichst zu ersuchen, mich in seiner neuen Stellung in meinen Bemühungen, 
die Frage einem baldigen Abschlüsse entgegenzuführen, zu unterstützen und er 
versprach mir sowohl directe beim Minister des Innern, Grafen Hohenwart, diese 
Angelegenheit zu befürworten, als auch bei jeder Gelegenheit im Ministerrath 
dieselbe aufs wärmste zu vertreten.

PS. Die heutige «alte Presse» bringt über den Vorschlag des h. Bundesrathes 
beim Grafen Bismark, die franz. Armee Bourbaki zu entlassen, einen namenlos 
gehässigen Artikel voll Insulten u. Hohn gegen die Schweiz. Es darf diess nicht 
gerade Wunder nehmen, da der Eigenthümer & Chefredacteur der «Presse», 
Traeger, ein geborener Preusse (aus Königsberg) ist u. nach verlässlichen Anga
ben während des ganzen Krieges im Solde Preussens stand.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, B. Hammer, 
au Président de la Confédération, K. Schenk

Confidentiell Berlin, 13. Februar 1871

Gestern hatte ich den Besuch des hiesigen Badischen Gesandten Herrn v. Türk- 
heim. Derselbe theilte mir unter anderem mit, dass er vorgestern im Auftrag sei
ner Regierung das deutsche auswärtige Amt ersucht habe, bei der Schweizeri
schen Bundesregierung sich dahin zu verwenden, dass die in die Schweiz überge
tretenen französischen Truppen nicht nach den rechtsrheinischen Gebieten unse
res Landes verlegt werden. Als Grund dieses Ansinnens machte Hr. v.Türkheim 
die Befürchtung der Gränzbevölkerung hinsichtlich des möglichen Ausbrechens 
der Internirten geltend, für welche der Rhein, gegenüber den militärisch ganz
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unbesetzten Gränzgebieten Badens, eine zwekmässige u. dortseits erwünschte 
Schranke bilden würde.

Ich muss gestehen, ich war durch diese eigenthümliche Hinweisung auf die 
Rheinlinie als Internirungsgränze etwas frappirt, obgleich ich bei näherer Überle
gung des sachlichen Herganges annehmen durfte, dass die badische Regierung 
vielleicht wirklich nur durch die Reklamationen ihrer Gränzdistrikte veranlasst 
fragliches Gesuch bei Herrn v. Thile angebracht habe. Herr v. Türkheim sagte mir 
auch, Hr. v. Thile habe ihm die Verwendung des auswärtigen Amtes in Aussicht 
gestellt, jedoch beigefügt, dass dieselbe nur unter Berufung auf das Badische 
Begehren selbst angebracht werden würde; aus welcher Notiz ich folgerte, dass 
die Sache Herrn v. Thile nicht ganz genehm war. Ich habe wahrscheinlich morgen 
Anlass, Herrn v. Thile hierüber zu sprechen.

Ich beschränkte mich dann, Herrn v. Türkheim gegenüber mich dahin zu äus- 
sern, dass die Repartition der Internirten bereits eine vollzogene Thatsache sey, u. 
eine Vertheilung der Internirten, wie solche sich aus der Evacuation der Depots in 
Schaffhausen u. Baselstadt ergeben müsste, für uns eine mit vielen Schwierigkei
ten verknüpfte Massnahme wäre. Ich sey überzeugt, die Schweiz werde es an einer 
gewissenhaften Überwachung der Internirten nicht fehlen lassen; es sey auch 
nicht anzunehmen, dass die bei uns internirten Franzosen einen besonderen 
Beweggrund haben sollten, unbewaffnet in Feindesland auszubrechen. Jedenfalls 
scheinen mir die in unserm rechtsrheinischem Gebiet internirten u. bewachten 
Franzosen für die badische Bevölkerung nicht gefährlicher zu sein, als die Kriegs
gefangenen im Badischen Lande selbst; oder in ändern deutschen Bundeslän
dern, wo solche sogar zu bürgerlicher Arbeit in Städte, Dörfer u. Gutshöfe abge
geben werden. So sehr unsere Regierung auch wünschen werde, der badischen 
Bevölkerung alle Beruhigung zu gewähren, so werde es ihr möglicherweise doch 
der Konsequenzen wegen nicht so leicht sein, dem Wunsch Badens zu entspre
chen.

Ich glaubte, Ihnen diese Unterhaltung mit Rüksicht auf die bevorstehenden 
amtlichen Schritte des auswärtigen Amtes mittheilen zu sollen.
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Le Ministre de Suisse à Vienne, J. J. von Tschudi, 
au Président de la Confédération, K. Schenk

R Wien, 16. Februar 1871

Durch geehrte Depesche des Herrn Bundespräsidenten d. d. 4. September 
18681 wurde mir Copie einer Eingabe des Schweizervereines in Bukarest an das 
eidgenössische politische Departement mitgetheilt, in welcher die Petenten um

1. Non reproduite. Cf. E 2200 Vienne 1/49.
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